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Satzung der Gemeinde Samtens über die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 6 ''Dorfmitte Samtens'' 
Teil A - Auszug rechtswirksame 1. Änderung des Bebauungsplanes Teil A - Planzeichnung, 2. Änderung des Bebauungsplanes M1 500 
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Planzeichenerklärung 
für den Ursprungsplan und 2. Änderung 
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Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (PlanzV 90) zuletzt geändert 
durch Art. 2 G zur Förderung des Klima- schutzes bei der Entwicklung von Städten 
und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI. 1S 1509) 

1. Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 6 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und§§ 16 bis 20 BauNVO) 

0,60 

II 

FH max. 
12,0 m 

Grundflächenzahl 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß 

maximale Firsthöhe 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen und Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO) 

offene Bauweise 

nur Einzelhäuser zulässig 

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 

Baulinie 

Baugrenze 

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Straßenbegrenzungslinie 

• • Straßenver1<ehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

- . Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

II Fußgängerbereich 

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 

-0-TW-0-

-o-sw-o-

-O -RW-0-

Trinkwasser1eitung unterirdisch 

Schmutzwasser1eitung unterirdisch 

Regenwasser1eitung unterirdisch 

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

r::-:.1 
L::_J 

öffenHiche Grünfläche 

Par1<anlage 

FHll'm 11,Sm 

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

r::::~ Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

Erhaltung von Bäumen 

Sonstige Planzeichen --1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Abgrenzung der unterschiedlichen Nutzung (§ 9 Abs. 7 BauGB) 
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II. Darstellungen ohne Normcharakter 
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Flurstücksgrenze 

Flurstücksbezeichnung 

geplante baul iche Anlagen 

Bestandshöhe über HN (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Böschungen 

Präambel: 
Auf der Grundlage des§ 10 des Baugesetzbuches gemäß Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBI. 1 S. 2414) zuletzt geändert durch Art. 1 G zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22. Juli 2011 (BGBI 1 S. 1509) sowie nach § 86 
der Landesbauordnung Mecklenburg- Vorpommern vom 18. April 2006 (GVOBI. M- VS. 102), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBI. M-V S. 323), wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Samtens vom 26.09.2012 
folgende Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 für die .Dorfmitte Samtens" 
zwischen der Neubaustraße und dem Dorfplatz, Flurstück 1313 erlassen. Im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes liegen die folgenden Flurstücke der Flur 1, Gemar1<ung Samtens: teilweise 
1311 , 1312, teilweise 1313, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
er1assen. 

Teil B - Textliche Festsetzungen 
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01 .1990 (BGBI 1 S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 des lnsvestitionser1eichterugs- und 
Wohnbaulandgesetz vom 20.04.1993 (BGBI. 1 S. 466). 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 5 BauGB und §§ 1, 4 und 6 BauNVO) 

(1) In dem Baugebiet WA2 sind Betriebe des Behertiergungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen. Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch 
ausnahmsweise nicht zulässig (§ 1 (6) BauNVO). 

(2) In dem Baugebiet MI 3 sind Gartenbaubetriebe. Tankstellen und Vergnügungsstätten im Sinne 
des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht zulässig (§ 1 (5) und (6) BauNVO). 

(3) In dem Baugebiet MI 3 sind die allgemeinen Nutzungen gemäß§ 1 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO 
uneingeschränkt zulässig. 

II. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und§ 16 BauNVO) 

(1) Im Plangebiet darf gemäß§ 16 (2) BauNVO die Ober1<ante Erdgeschossfußboden (OKFF EG) 
nicht höher als 0,5 m über Ober1<ante der dazugehörigen Erschließungsstraße bzw. des 
Gehweges in der Mitte des Baugrundstückes liegen. 

(2) Für die im Plangebiet gemäß § 16 (2) BauNVO festgesetzte Firsthöhe gilt als Bezugspunkt 
OKFF EG entsprechend Punkt 11.1. Die festgesetzte Firsthöhe darf durch untergeordnete Bauteile 
(z. B. Schornstein) überschritten werden. 

III. Überbaubare Grundstücksflächen, Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 
2 und 4 BauGB und§§ 12, 14, 22 und 23 BauNVO) 

(1) In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind gemäß§ 23 BauNVO - mit Ausnahme 
von Einfriedungen - Nebenanlagen und -einrichtungen im Sinne des § 14 BauNVO und Stellplätze 
und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO in der Straßenflucht der Vorgartenzone zwischen der 
Straßenbegrenzungslinie und der straßenbegleitenden Baugrenze bzw. Baulinie unzulässig. 

(2) Im Plangebiet sind vertikale, gebäudegliedemde Fassadenvorbauten bzw. -vorsprünge bis zu 
1,5 m von der Baugrenze abweichend gemäß§ 23 (3) BauNVO zulässig. 

(3) Im Plangebiet dürfen Lagerbehälter (z . B. für Gas) gemäß § 14 (1) Satz 3 BauNVO nur 
unterirdisch angelegt werden. 

(4) Im Plangebiet sind Kellergaragen gemäß§ 12 (4) BauNVO unzulässig. 

IV. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 
BauGB) 

(1) In den nach§ 9 (1) Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern sind in einer Breite von mindestens 3 m mindestens 2-reihige Sichtschutzhecken 
(Pflanzabstand max. 1 m mal 1 m; Strauchanteil 90%, Baumanteil 10%) aus Arten der im GOP 
aufgeführten Pflanzenliste 3 anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
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(2) Im Plangebiet sind Fassadenflächen, die auf einer Länge von über 8 m keine Türen, Tore oder 
Fenster aufweisen, mit Kletter- und/oder Rankenpflanzen (mind. 1 Pflanze je 2 lfd . Meter) aus 
Arten der im GOP aufgeführten Pflanzenliste 4 zu begrünen. 

(3) SämHiche Anpflanzungen und grünordnerische Maßnahmen sind spätestens in der 2. 
Pflanzperiode nach Abschluss der Baumaßnahme/Erschließung des Plangebietes durch den 
jeweiligen Bauherrn bzw. Grundstückseigentümer herzustellen und entsprechend den nach§ (1) 
Nr. 25b BauGB festgesetzten Einzelbäumen ebenfalls dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei 
Abgang zu ersetzen. 

V. Umweltschutz (Wasser), Immissionsschutz (lärm)(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 24 BauGB) 

(1) Im Plangebiet ist bei Vorhaben im Sinne des§ 29 BauGB gemäß§ 9 (1) Nr. 16 i.V.m. Nr. 20 
BauGB das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser, das nicht über Kleinspeicher 
für eine Regenwassernutzung im häuslichen Gebrauch zurückgehalten wird, auf den 
Baugrundstücken zur Versickerung zur bringen. 

(2) Private Stellplätze einschließlich ihrer Zufahrten und Flächen mit Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten sind gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB nur in wasserdurchlässiger Bauweise (z. B. 
Pflaster mit Rasenfugen. Rasensteine, Schotterrasen) zulässig. 

(3) Für den Par1<platzbereich südlich des WA 2 ist das Par1<en in der Zeit von 22:00 - 06:00 Uhr 
durch ein Par1<verbotsschild nach StVO Typ 1 Nr. 283-50 mit Angabe des Zeitraumes zu 
untersagen. 

VI. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO M-V) 

Vl.I Dächer 

(1) In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet WA 2 und dem Mischgebiet MI 3 sind Satte~ 
Walm- oder Krüppelwalmdächer zulässig. 

(2) Bei einem Doppelhaus sind Dachform, -eindeckung und -aufbauten einheitlich auszubilden. Pro 
Doppelhaus darf nur eine Gaubenform ausgeführt werden. 

(3) In die Dacheindeckung flach integrierte Solaranlagen sind zulässig. 

VI.II Fassaden 

(1) In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten sind die Außenwände von 
Hauptgebäuden als Sichtmauerwer1< oder Putzfassade auszuführen. Teilflächen bis zu 25% aus 
einem anderen Material (z. B. Holz- oder Glaser1<er) sind zulässig. 

(2) Die Farbe der Sichtmauerwer1<e muss sich in die Farbfächer der RAL-Farbtöne 3003 
(Rubinrot) , 3004 (Purpurrot), 3005 (Weinrot), 3007 (Schwarzrot) und 3011 (Braunrot) einordnen. 
Als Putzfarbe sind Pastellfarbtöne ohne sehr helle Farbtöne (Remissionswer1e von 80 bis 100) und 
ohne sehr dunkle Farbtöne (Remissionswerte 0 - 15) zulässig. 

(3) Doppelhäuser sind einschließlich Garagen und Nebenanlagen in ihrer äußeren Hülle in form, 
Maßstab, Gliederung, Wer1<stoff und Farbe gleich zu gestalten. Straßenzugewandte historische 
Wandöffnungsmaße sind dabei zu erhalten bzw. wiederherzustellen. 

V.III Nebenanlagen 

(1) In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind Einfriedungen der Grundstücke entlang 
öffenHicher Ver1<ehrsflächen nur als standortgerechte Hecke mit Arten der im GOP aufgeführten 
Pflanzenliste 2, als senkrechter Holzlattenzaun (Staketenzaun) als bruchrauhes Naturstein- oder 
rot bis rotbraunes Ziegelmauerwerk und deren Mischformen zulässig. Die Höhe der zur 
Öffentlichen Ver1<ehrsfläche orientierten Einfriedung darf max. 1,2 m (bei Sichtmauerwer1< 0,8 m) 
betragen . 

(2) Maschendrahtzäune sind nur in Verbindung mit Hecken zulässig, wenn sie hinter diesen 
angebracht werden und nicht überragen und von öffentlicher Fläche aus nicht sichtbar sind. 

(3) Anlagen für Müll- und Recyclingbehälter sind baulich einzufassen und dauerhaft mit Arten der 
im GOP aufgeführten Pflanzenlisten zu begrünen. 

Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 6 und der 1. Änderung bleiben 
bestehen. 

Hinweise 
Schallschutz 
Die Orientierungswerte der DIN 1 B005, Beiblatt 1, . Schallschutz im Städtebau" werden 
durch Verkehrsimmissionen der Landesstraße 30 in einem Abstand bis rd. 10 m , 
gemessen ab der östlichen Grenze des Geltungsbereiches, nicht eingehalten. Trotz einer 
zumutbaren Überschreitung der Orientierungswerte wird empfohlen, dass in diesem 
Bereich zur L 30 hin orientierte Aufenthaltsräume in Wohnungen e in erforderliches 
resultierendes Schalldammmaß von 40 dB(A) gemäß DIN 4109, Tabelle 8, aufweisen. 

Plangrundlage 
Als Plangrundlage diente der rechtswirksame Bebauungsplan Nr. 6 der Gemeinde 
Samtens sowie die digitale Flur1<arte des Kataster- und Vermessungsamtes Rügen. 

Verfahrensvermerke 
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlu 
ortsübliche Bekanntmachung ist durch Aus 
Veröffentl ichung am 30.06.2012 in der 

Samtens, den Z 7. DEI. 2012 

er Gemeindevertretung vom 14.03.2012 . Die 

.2.012 bis 13.08.201 2 soid...,rch.() 

VVpdrich , Bürgermeisterin 

4. Der Entwurf des Bebauungs~anes, bes end aus Planzeidinung (Teil A) und dem Text (Teil B) 
mit den Örtlichen Bauvorschriften sowie der Beg ung, haben in der Zeit vom 09.07.2012 bis zum 
09.08.2012 während folgender Ze tten: Di 9.00 bis 12.00 Uhr. 13.00 bis 18.00 Uhr, Do 9.00 bis 12.00 Uhr, 
14.00 bis 16.00 Uhr und Fr 9.00 bis 12.00 Uhr im Bauamt des Amtes West-Rügen nach§ 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der 
Aus'egungsfrist von jedermann schriftlich 'S rschrift vorgebracht werden können, durch 
Aushang vom 22.06.201 2 bis 13.08.2012 . entlichung am 30.06.2012 in r Osc;J 
Zeitung ortSObUch bekannt gemacht wo · t. /i) 

0 /,-!;). 
Samtens, den Z 7. DEZ. 2012 • 

Samtens. den 2 7. DEZ. 2012 

9. Die Bebauungsplansatzung , bestehend 
örtlichen Bauvorschriften, wird hiermit au 

Somtens, den Z 7. DEZ . 2012 

Wpdrich, Bürgermeisterin 

10. Dte Besdllussfassung der Satzung Ober gsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer 
während der Dienststunden von jedermann eing~~~hen '.}1en lijl_nn und Ober den Inhalt Auskunft zu 
erhalten ist, sind durch Aushang vom . 11.1, .9.<f. , .~wbis .....•... 'f:.l.P.f3 sowie durch Veröffentlichung am 
10.01 .201 3 in der Ostsee-Zeitund, ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die 
Geltendmachung der Ver1etzung von Verfahrens- und Fonnvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) u eiter auf die Fälligkeit und das Erlösche von 
~n)schädigungsanspl1Jchen (§§ 44 BauGB ~illillt) orden. Die Satzung ist mit A des 
l.f..'-1.1.P.!13 in Krafl getreten. 0,,,~<;; 0%- .~, /} 

Samtens, den 2 J. JAN. 2013 !/(_ 
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2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 
"Dorfmitte Samtens" 

innerhalb des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 6, zwischen der 
Neubaustraße und dem Dorfplatz Flurstücken 13/3. 

Satzungsfassung 

0 l A F 

Regtonalentwicklung 

Baulettplanung 
Landschaftsplanung 
Freiraumplanung 

Knieperdamm 74 

18435 Stralsund 
Tel.: 03831 -280522 
Fax: 03831 -280523 


